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Einfluss des Vormundes auf die Lebensgestaltung eines chronisch Paranoid-Schizophrenen
Sachverhalt

Der Klient X, chronisch paranoid-schizophren/mit langen Behandlungsunterbrüchen, ist gegenw. mit ärztl. & behördl. FFE in der psych. Klinik. Seine Wohnung wurde gekündigt, ich habe geräumt &  abgegeben, Mobiliar eingelagert. Habe gegenwärtig ein Mandat nach Art. 393.2 ZGB. Die Behörde hat ein Gutachten in Auftrag gegeben, um daraus ggf. eine Vormundschaft zu machen, ich habe deponiert, dass ich mindestens einen zusätzl. Auftrag nach Art. 392.1 für nötig halte. Meine Frage(n) ergeben sich aus meiner folgenden Aktennotiz

 „Oberarzt Dr. G leitet die Standortbesprechung (mit F. /Abt.-Leitung, P. W/Sozialarbeit, Dr. Sch/Ass.-Arzt und mir, der Patient  X. ging lieber spazieren). 

Der Patient wird nun seit 6 Wochen zwangsbehandelt; dazu werden jeweils 8 Pfleger aufgeboten: Dies sei ein "Ritual", welches X gegenüber erforderlich sei, um den Zwangscharakter aufzuzeigen. Das Krankheitsbild habe damit nicht eindeutig beeinflusst werden können: Die situative Beruhigung u.a. mir gegenüber zeige weniger eine Änderung des Krankheitsbildes durch die Medikamente, als eine Dämpfung des charakterlichen Aggressionspotentials. X  leide unter einer kaum behandelbaren chronifizierten Schizophrenie: Er erlebe keine handlungssteuernden Halluzinationen (= keine krankheitsbedingte Fremdgefährdung). Die Medikamente könnten kaum je das psychotische Erleben ändern, wohl jedoch die Affektkontrolle verbessern. 

Frau B berichtet aus der Pflege, dass die Beziehung zum Patienten nach vorübergehender Wiederverschlechterung seit 4 Tagen wieder besser sei. Generell sei der Patient ein Einzelgänger. Sch und W äussern mit mir das Bedürfnis, mehr für die Wiedereingleiderung X’s zu tun, G sieht dafür jedoch keine gesetzlichen Grundlagen ohne das Einverständnis von X. Die Ärzte favorisieren die Errichtung einer Vormundschaft; Sch schreibt das Gutachten. Dr. G meint, der Vormund könne gerichtlich den Wohnsitz bzw. therapeutischen Aufenthalt bestimmen. Gleichzeitig mit der Zustellung des Gutachtens wird Dr. G die Gemeinde orientieren, dass X  innert 6 Wochen zu entlassen sei. Wenn der FFE gegen ärztlichen Rat aufrechterhalten würde, müsste die Gemeinde die Kosten decken: Die Krankenkasse würde nämlich ohne Verordnung die Klinik nicht mehr zahlen. 

Nach Abgang der Ärzte taucht X auf: Wir regeln das Taschengeld auf 20.-/Tag. Ich ersuche ihn um Fortsetzung der Medikation und darum, sich auf eine WG-Platzierung einzustellen. Montags wird er mit P. W darüber reden.“

 

Es ist nun sehr wahrscheinlich, dass X bis Anfang Okt. bevormundet und entlassen sein wird. Können Sie mir sagen, ob/wie ich als Vormund den Klienten zum Verbleib in einem begleiteten Wohnen o.ä. zwingen soll? Wie ich den bereits abgeschlossenen Vertrag zum Kauf eines neuen Kleinbus (Plan von H.B: zum Camper umbauen und ’on the road’ damit, obwohl ihm der Fahrausweis entzogen bleibt) wegbekommen kann?

Erwägungen

1. Die Fürsorge des Vormundes erstreckt sich auf den Schutz und Beistand in allen persönlichen Angelegenheiten (Art. 406 ZGB). Sie beinhaltet die Wahrung der Gesamtheit der auf die Persönlichkeit bezogenen Interessen der betreuten Person und richtet sich nach deren individuellen Bedürfnissen unter Wahrung der persönlichen Freiheit, der Autonomie in der Lebensgestaltung sowie der Menschenwürde und nimmt Rücksicht auf die Bedürfnisse Dritter (K. Affolter, Rechtsfragen aus dem Alltag der persönlichen Betreuung, AJP 1998 S. 647). Wie die Lebensgestaltung nach dem Klinikaustritt aussehen wird, werden Sie mit den behandelnden Ärzten im Detail festlegen. Dabei wird sicher auch die Frage eine Rolle spielen, ob Ihr Klient in der Lage ist, seinen erstandenen Kleinbus als stationäres Freizeitdomizil (z.B. auf einem Campingplatz) zu verwenden. Es besteht ja durchaus die Möglichkeit, dass solche Rückzugsmöglichkeiten erwünscht und therapeutisch nützlich sein können. Selbstverständlich darf er nicht fahren, aber das liesse sich allenfalls mit entsprechender Fahrzeugsperre technisch lösen.

2. Den Kleinbus muss ihr Klient nur annehmen, wenn das Rechtsgeschäft gültig zustande gekommen ist. Gültig ist der Kaufvertrag, wenn Ihr Klient im Zeitpunkt des Vertragsschlusses handlungsfähig war, d.h. urteilsfähig und mündig. Entmündigt ist er noch nicht, sodass jedenfalls Mündigkeit gegeben ist. Nicht nur entmündigte Erwachsene können nicht rechtsgültig handeln, sondern auch urteilsunfähige. Ob Ihr Klient im Zeitpunkt des Vertragsschlusses urteilsunfähig und damit handlungsunfähig gewesen ist, wäre zu klären. Natürlich müssten Sie möglichst rasch den Beweis der Urteilsunfähigkeit erbringen, was nur anhand der Krankheitsgeschichte und eines ärztlichen Attestes möglich sein dürfte. Unter diesen Voraussetzungen können Sie die Annahme des Busses verweigern, weil der Kaufvertrag nicht gültig ist. Allenfalls führt das zur Forderung nach Schadloshaltung (culpa in contrahendo), falls der Verkäufer in guten Treuen von der Handlungsfähigkeit des Käufers ausgehen durfte, d.h. die Urteilsunfähigkeit nicht offensichtlich war, und ihm der entstandene Schaden nicht zumutbar ist (Billigkeitshaftung nach Art. 54 OR).

3. Was können Sie ausrichten mit Bezug auf die konkrete Lebensgestaltung? Ich gestatte mir hier einen Verweis auf das mittlerweile zweijährige Urteil des Bundesgerichtes 5C. 74/2003 vom 3. Juli 2003, dem folgender Sachverhalt zugrunde lag: Mann mit diagnostizierter chronisch paranoider Schizophrenie, verliert regelmässig die Kontrolle über sich, wird gegenüber Polizisten, herbeigerufenen  Notfallpsychiatern, dem Klinikpersonal, seinem Halbbruder und auch Dritten aggressiv, teilweise auch handgreiflich. Bei solchen Zwischenfällen, Einweisungen und auch während der Klinikaufenthalte stiess er zudem verschiedentlich Todesdrohungen aus. Ebenso besass er mehrere Waffen. Das Bundesgericht vertrat die Meinung, damit eine Entmündigung zufolge Fremdgefährdung gerechtfertigt sei, müsse die vom zu Entmündigenden ausgehende Gefahr erheblich sein, wichtige Güter Dritter bedrohen und andauern. In den Wahnvorstellungen des Patienten liege ein erhebliches Gefährdungspotenzial für Dritte und damit eine dauernde Betreuungsbedürftigkeit. Weil der Vormund weit mehr Einfluss nehmen könne auf die Lebenssituation als der Beistand, weil er Weisungen erteilen kann, Medikation organisieren und überwachen, Tagesstrukturen organisieren etc., aber auch FFE bei Gefahr im Verzug, erweise sich in solchen Fällen die Vormundschaft als geeignetes Mittel, um der Schutzbedürftigkeit Rechnung zu tragen, und sie sei in derartigen Fällen auch verhältnismässig. Ob sich das Bundesgericht bezüglich der konkreten Umsetzung Illusionen machte, oder ob der Vormund mit seinen autoritativen Kompetenzen Erfolg haben kann, wird wohl nur in jedem Einzelfall beantwortet werden können. Jedenfalls steht fest, dass Ihr Klient, wenn er entmündigt ist, nicht mehr selbständig einen Mietvertrag abschliessen kann und allein Sie handlungsbefugt sind. Greift man auf die Bundesgerichtspraxis zurück, könnten Sie also nach der Entmündigung
a. Einfluss nehmen auf die Lebenssituation Ihres Klienten

b. Weisungen erteilen 

c. Medikation organisieren und überwachen, 

d. Tagesstrukturen organisieren etc., 

e. FFE bei Gefahr im Verzug anordnen (Art. 406 Abs. 2 ZGB) oder die ordentliche FFE veranlassen, wenn keine Gefahr im Verzug ist, aber eine Hospitalisation angezeigt ist.


Zwangsweise im begleiteten Wohnen zurückbehalten können Sie ihn nicht, aber Sie können eine andere Unterkunft verweigern. Je besser diese Platzierung unter Einbezug der künftigen Betreuer des betreuten Wohnens und des Patienten in der Klinik vorbereitet werden kann, desto höher die Chancen eines Erfolgs. Fehlender Gefolgsamkeit des Mündels kann aber nur über indirekten Zwang, Motivation, Geduld und vertrauensbildende Massnahmen begegnet werden.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 15. August 2005
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